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Termine August 2022

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeitrége féllig werden:

Steuerart Falligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
Uberweisung? Scheck?

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 10.08.2022 15.08.2022 05.08.2022

Solidaritatszuschlag?®

Umsatzsteuer* 10.08.2022 15.08.2022 05.08.2022

Kapitalertragsteuer,

Solidaritatszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritatszuschlag sind zeitgleich mit einer er-

folgten Gewinnausschittung an den Anteilseigner an das zusténdige Finanzamt abzufuhren.

Gewerbesteuer 15.08.2022 18.08.2022 10.08.2022
Grundsteuer 15.08.2022 18.08.2022 10.08.2022
Sozialversicherung® 29.08.2022 entfallt entfallt

Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen missen grundsétzlich bis zum 10. des dem
Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Féllt der 10. auf
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nachste Werktag der Stichtag. Bei einer Sdumnis der Zah-
lung bis zu drei Tagen werden keine Sdumniszuschléage erhoben. Eine Uberweisung muss so friihzeitig
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Félligkeit erfolgt.

Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugserméachtigung erteilt werden.

Fur den abgelaufenen Monat.

Fur den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlangerung fiir den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszah-
lern mit Dauerfristverlangerung fiir das abgelaufene Kalendervierteljahr.

Die Sozialversicherungsbeitrage sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fal-
lig. Um Saumniszuschlage zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin fiir die Beitragsnachweise. Diese missen der jeweiligen Einzugs-
stelle bis spatestens zwei Arbeitstage vor Falligkeit (d. h. am 25.08.2022, 0 Uhr) vorliegen. Regionale Be-
sonderheiten bzgl. der Falligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfiihrung durch extern Beauf-
tragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Falligkeitstermin an den Be-
auftragten Ubermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Falligkeit auf einen Montag oder auf einen

Tag nach Feiertagen fallt.
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1. Arbeitsrecht

Raucherpausen nicht verbucht: Kiindigung ist rechtmanRig

Wer seine Raucherpause nicht verbucht, muss mit einer Kiindigung rechnen. Diese ist nach einem Urteil des LAG
Thiringen auch rechtmafig. Wegen der schwerwiegenden Arbeitszeitmanipulation war sogar keine Abmahnung
erforderlich. Hintergrund: Die Klagerin war als Jobvermittlerin Giber 30 Jahre in einem Jobcenter der Arbeitsagentur
beschéftigt. Dort gilt die Regelung, dass Beschéftigte die Arbeitszeit beim Betreten und Verlassen des Dienstge-
baudes erfassen mussen, ebenso die Raucherpausen oder andere Pausen in der Kantine oder am Arbeitsplatz.
2019 ergaben Uberprifungen, dass die Klagerin an 3 Tagen in Folge keine einzige Pause gebucht hatte, allerdings
ihre digitale Karte zum Betreten des Gebdudes mehrfach am Tag genutzt hatte. Der Arbeitgeber forderte sie auf,
zu dieser moéglichen Arbeitszeitmanipulation Stellung zu nehmen. Die Klagerin gab daraufhin zu, dass sie in den
genannten Zeiten Zigarettenpausen gemacht hatte, die sie als Raucherin bendtige. Gleichzeitig versicherte sie,
dass sie ab sofort ihre Raucherpausen korrekt aufzeichnen will. Der Arbeitgeber kiindigte ihr daraufhin fristlos,
hilfsweise fristgerecht. Nach Auffassung der Klagerin war die Kiindigung nicht rechtméafig. Hierzu brachte sie vor,
dass "wilde Raucherpausen” jahrelang toleriert wurden, sodass eine betriebliche Ubung entstanden war. Zudem
war sie kein einziges Mal abgemahnt worden und aufgrund ihrer Nikotinsucht konnte der Arbeitgeber sie allenfalls
krankheitsbedingt kiindigen. Entscheidung: Das Arbeitsgericht befand, dass es dem Arbeitgeber aufgrund der
Tatsache, dass die Klagerin sich einsichtig gezeigt hatte, zuzumuten war, die Kiindigungsfrist abzuwarten. Die
fristlose Kiindigung erklarte es daher fiir unwirksam. Die ordentliche Kiindigung war wegen des Verstol3es gegen
die Dokumentationspflichten aber rechtmafig. Das Landesarbeitsgericht musste nur noch tber die Wirksamkeit
der ordentlichen Kiindigung entscheiden. Aus Sicht des Gerichts war die Kiindigung als verhaltensbedingte Kiindi-
gung wegen beharrlicher VerstdRe gegen Dokumentationspflichten und des daraus folgenden Arbeitszeitbetrugs
gerechtfertigt. Das wiederholte Nichtbuchen der Pausen und damit verbundene Erschleichen von bezahlter Freizeit
stellte einen gravierenden Vertrauensbruch dar, der die Kiindigung auch bei einer langjahrigen Betriebszugehdrig-
keit rechtfertigte. VerstoRen Arbeitnehmende gegen die Pflicht, ihre Arbeitszeit korrekt zu dokumentieren, ist dies
eine schwerwiegende Pflichtverletzung, die den Arbeitgeber zur fristlosen Kiindigung berechtigen kann. Wenn Mit-
arbeitende die Anordnung des Arbeitgebers, bei Raucherpausen auszustempeln, missachten, ist dies also kein

Kavaliersdelikt, sondern ein Kiindigungsgrund. Auch Nikotinsucht kann hier nicht als Rechtfertigung gelten.

2. GmbH-Gesellschafter/-Geschaftsfihrer

Kommt es bei Parallelimporten zu einer verdeckten Gewinnausschittung?

Dass Umséatze aus sog. Parallelimporten immer gesondert in die Provision bzw. Marge der nationalen Vertriebsge-
sellschaft einflieRen missen, ist nicht brancheniblich. Deshalb liegt in einem solchen Fall keine verdeckte Gewinn-
ausschuttung vor. Hintergrund: Eine GmbH hat mehrere inlandische Beteiligungsgesellschaften und ist Organtra-
gerin der A3-GmbH. Gesellschafter der GmbH sind die A1-AG und die A2-AG, die jeweils im Ausland ansassig
sind. Die A3-GmbH fungierte als Vertriebspartner der A-Gruppe. Die A3-GmbH war wirtschaftlich durch sog. "Pa-
rallelimporte” belastet. Dabei werden Originalprodukte von sog. Parallelimporteuren bei GroRhandlern in EU-Mit-
gliedsstaaten mit einem niedrigeren Preisniveau aufgekauft und dann in ein Land mit einem hohen Preisniveau

exportiert und dort glinstiger verauf3ert. Das Finanzamt ging davon aus, dass die von der A3-GmbH durchgefihrte
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Vermarktung des Originalprodukts auch den Parallelimporteuren und damit mittelbar der ausléndischen Mutterge-
sellschaft nutzte. Da die A3-GmbH dafir keine Vergitung erhielt, lag eine verdeckte Gewinnausschittung vor.
Entscheidung: Die Klage hatte Erfolg. Das Finanzgericht entschied, dass zwar eine verdeckte Gewinnausschiit-
tung auch ohne Zufluss beim Gesellschafter gegeben sein kann, wenn eine dem Gesellschafter nahestehende
Person aus der Vermoégensverlagerung Nutzen zieht. Ein "Nahestehen" kann nach der standigen Rechtsprechung
des Bundesfinanzhofs familien-, gesellschafts-, schuldrechtlicher oder auch rein tatsachlicher Art sein. Trotzdem
liegt im Streitfall keine verhinderte Vermdgensmehrung vor. So hat insbesondere das Finanzamt keinen Nachweis
im Sinne eines Fremdvergleichs erbracht, wonach einem gedachten fremden dritten Handler im Hinblick auf Paral-
lelimporte eine hdhere Gewinnmarge eingerdumt worden ware. Anhand der spezifischen Umstande (branchenib-
liche Bonuszahlungen, Marketingkonzept, staatliche Reglementierungen) ging das Finanzgericht davon aus, dass
keine Vermogensminderung bzw. verhinderte Vermdgensmehrung gegeben war bzw. dass Aufwendungen im Ei-
geninteresse getatigt worden sind. Allein ein durch die Parallelimporte bedingter Umsatzriickgang stellt keine Ver-
mdogensminderung im Sinne einer verdeckten Gewinnausschiittung dar, da dieser nicht durch das Gesellschafts-

verhaltnis veranlasst war.

Zur Sozialversicherungspflicht von Anwalten in einer Rechtsanwalts-GmbH

Die Tatigkeit von Rechtsanwalten als Gesellschafter-Geschaftsfihrer in einer Rechtsanwaltsgesellschaft kann als
abhangige Beschéftigung sozialversicherungspflichtig sein. Die sozialversicherungsrechtliche Bewertung der je-
weiligen Tatigkeit erfolgt nach den allgemeinen Grundséatzen. Hintergrund: Die 5 Klager sind Minderheitsgesell-
schafter der Rechtsanwalts-GmbH mit Geschéftsanteilen von urspriinglich 20 % und nach Ausscheiden eines Ge-
sellschafters i. H. v. 25 %. Gesellschaftsgegenstand ist die Ubernahme und Ausfiihrung von Anwaltsauftragen, die
Beratung und Vertretung in Rechtsangelegenheiten und alle damit im Zusammenhang stehenden Geschéften, die
die in den Diensten der Gesellschaft stehenden zugelassenen Rechtsanwalte unabhangig, weisungsfrei und eigen-
verantwortlich unter Beachtung ihres Berufsrechts ausfiihren. Als Entgelt fir diese Tatigkeit ist ein festes Monats-
gehalt von brutto 6.500 EUR, zuzlglich eines 13. Monatsgehalts sowie einer gewinnabhangigen Vergitung vorge-
sehen. Im Rahmen eines Status-Feststellungsverfahrens stellte die beklagte "Deutsche Rentenversicherung Bund"
die Versicherungspflicht der Klager in der gesetzlichen Rentenversicherung sowie nach dem Recht der Arbeitsfor-
derung fest. Die hiergegen gerichtete Klage der 5 Anwaélte blieb in allen Vorinstanzen ohne Erfolg. Entscheidung:
In einer Grundsatzentscheidung hat das Bundessozialgericht die Revisionen der 5 Rechtsanwélte zuriickgewiesen.
Bei der Tatigkeit der Klager handelt es sich um eine nichtselbststandige und damit sozialversicherungspflichtige
Arbeit im Rahmen eines Beschéftigungsverhaltnisses. Das Gericht stellte klar, dass die sozialversicherungsrecht-
liche Bewertung der Téatigkeit eines Rechtsanwalts in einer Rechtsanwalts-GmbH nach den allgemeinen Grunds-
atzen zu erfolgen hat, wie sie fiir jeden Beschéftigten in einer GmbH gelten. Danach kommt es fiir die Frage der
Sozialversicherungspflichtigkeit entscheidend darauf an, ob die Tatigkeit des dort beschaftigten Gesellschafter-
Geschéftsfuhrers insgesamt eher dem Bild eines abhéngig Beschaftigten entspricht, der keinen maf3geblichen Ein-
fluss auf die Entwicklung der Gesellschaft ausiiben kann oder der Gesellschafter-Geschaftsfiihrer tiber die gesell-
schaftliche Rechtsmacht verfiigt, die Geschicke des Unternehmens maRgeblich zu bestimmen. An diesem Grund-
satz andern die Regelungen der BRAO nichts. Gemafl § 1 BRAO ist der Anwalt ein unabhéngiges Organ der
Rechtspflege. Die Vorschrift gewahrleistet damit eine umfassende fachliche Unabhangigkeit der Rechtsanwalte in
ihrer anwaltlichen Tatigkeit. Dies schlief3t aber eine Tatigkeit der in einer GmbH tatigen Anwalte im Rahmen eines

Angestelltenverhéltnisses und damit beschéftigungsrechtlich in abh&ngiger Beschéftigung nicht aus. Auch das Ver-
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bot einer Einflussnahme durch Weisungen schlie3t eine Eingliederung und Weisungsgebundenheit als Geschéfts-
fuhrer nicht aus. Hiernach sind Weisungen namlich nicht schlechthin unzuléassig; dies sind lediglich Weisungen
betreffend die eigentliche inhaltliche Tatigkeit als Anwalt in der konkreten Mandatswahrnehmung. SchlieZlich hin-
dert auch die Position als Geschéftsfuhrer nicht daran, dass dieser in einer Weise in die Gesamtgesellschaft ein-
gegliedert ist, die dazu fuhrt, dass der Anwalt Weisungen der Gesellschafterversammlung unterliegt, da diese das
mafgebliche Bestimmungsrecht Uber die Unternehmenspolitik ausiibt. Die Geschéftsfiihrer sind der Gesellschaft
gegenuber verpflichtet, die Beschrankungen einzuhalten, welche fiir den Umfang ihrer Befugnis, die Gesellschaft
zu vertreten, durch den Gesellschaftsvertrag oder, soweit dieser nicht ein anderes bestimmt, durch die Beschliisse
der Gesellschaft festgesetzt sind. Gesellschaftsanteile i. H. v. 20 oder 25 % reichen nicht aus, um den Klagern die
fur eine unabhangige Tatigkeit erforderliche gesellschaftsrechtliche Rechtsmacht zu garantieren, die Geschicke der
Rechtsanwaltsgesellschaft mal3geblich zu bestimmen. Diese Voraussetzung sieht das Bundessozialgericht erst bei
einem Gesellschaftsanteil von mehr als 50 % als erfiillt an. Erst dann verfiigt ein Gesellschafter tiber die Mdglichkeit,
von ihm nicht gewiinschte Gesellschafterbeschliisse zu verhindern. Zudem bewertete das Gericht die in den Ge-
schéftsfuhrervertragen der Klager enthaltenen Regelungen als in wesentlichen Teilen typisch fiir eine abhéangige
Beschaftigung. Nach den geschlossenen Vertragen sind sie in funktionsgerechter, dienender Teilhabe am Arbeits-

prozess in das Unternehmen eingegliedert.

3. Kapitalanlage & Versicherung

Bevollmachtigung ohne Vorlage einer schriftlichen Vollmacht: Steuerbescheid trotzdem ord-

nungsgeman bekanntgegeben?

Tritt ein Angehdriger der steuerberatenden Berufe fiir einen Steuerpflichtigen gegenuber dem Finanzamt auf, wird
vermutet, dass eine ordnungsgemane Bevollmachtigung gegeben ist. Das gilt auch ohne Vorlage einer schriftlichen
Vollmacht. Hintergrund: Mit Schreiben vom 20.5.2014 zeigten die Prozessbevollméachtigten der Klager beim Fi-
nanzamt an, dass sie die Klager hinsichtlich der "Erklarung von Einkinften fur die Jahre 2008 - 2011" sowie "Ein-
kommensteuer 2012" vertreten und reichten entsprechende, von den Klagern am 14.5.2014 unterschriebene Voll-
machten ein. Dem Schreiben war eine Schatzung auslandischer Kapitalertrage fur die Jahre 2008 bis 2011 beige-
fugt. Im weiteren Verlauf forderte das Finanzamt fir Steuerstrafsachen und Steuerfahndung R (Steuerfahndung)
die Prozessbevollméchtigten auf, die Anlagen KAP fir die Jahre 2008 bis 2011 einzureichen und dariiber hinaus
auch die Kapitaleinkiinfte fuir die noch nicht festsetzungsverjahrten Jahre 2004 bis 2007 zu erklaren. Die Prozess-
bevollméchtigten reichten sodann im Jahr 2015 "wunschgeman die ergédnzenden Anlagen KAP zur Nacherklarung
von Einkunften unserer Mandanten fur die Jahre 2004 bis 2011" ein. Das Finanzamt &nderte daraufhin die Einkom-
mensteuerfestsetzung fir 2004 mit Bescheid vom 18.12.2015 und stellte den ge&nderten Einkommensteuerbe-
scheid mit Zustellungsurkunde am 21.12.2015 den Prozessbevollméchtigten zu. Diese leiteten den Einkommen-
steuerbescheid fiir das Streitjahr im Januar 2016 an die Klager weiter. Die Klager, nach deren Auffassung die
Prozessbevollméachtigten nur fur die Jahre 2008 bis 2011 bevollmachtigt gewesen sind und der Einkommensteuer-
bescheid fur 2004 daher nicht wirksam bekannt gegeben worden war, legten hiergegen am 18.1.2016 Einspruch
ein. Einspruch und Klage vor dem Finanzgericht hatten keinen Erfolg. Entscheidung: Der Bundesfinanzhof ent-
schied, dass das Finanzamt den Einkommensteuerbescheid fiir 2004 durch Zustellung an die Prozessbevollméch-
tigten mit Wirkung gegentiber den Klagern und damit rechtzeitig — vor Ablauf der Festsetzungsfrist zum 31.12.2015
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um 24:00 Uhr — bekannt gegeben hat. Die wegen der Steuerhinterziehung auf 10 Jahre verlangerte Festsetzungs-
frist fur die Einkommensteuer des Streitjahres hat mit Ablauf des Kalenderjahres 2005 begonnen, in dem die Klager
ihre Steuererklarung eingereicht hatten. Sie endete somit mit Ablauf des Jahres 2015, mithin jeweils erst nach der
Bekanntgabe des angefochtenen Bescheids am 21.12.2015. Das Finanzamt hat sein Ermessen, den Steuerbe-
scheid fur 2004 nach § 122 Abs. 1 Satz 3 AO auch ohne das Vorliegen einer schriftlichen Empfangsvolimacht dem
Prozessbevollméachtigten anstatt den Klagern zuzustellen, fehlerfrei ausgeibt.

4. Land- und Forstwirtschaft

Beherbergung und Verkdstiqung: Kinder auf einem Reiterhof und die Umsatzsteuer

Reitkurse fir Jugendliche und Kinder auf Reiterh6fen kdnnen umsatzsteuerfrei sein, wenn diese den Kursteilneh-
mern den unmittelbaren Berufseinstieg in den Turniersport erméglichen. Ansonsten, z. B. bei Reitunterricht im Rah-
men einer Klassenfahrt, liegen steuerpflichtige Umsétze vor. Hintergrund: Die Klagerin fiihrte auf einem Reiterhof
wahrend der Schulferien Reitkurse fiir Kinder und Jugendliche durch und beherbergte und bekdstigte die aufge-
nommenen Teilnehmer. Ziel der 1-wdchigen sog. Ponykurse war das altersgerechte Erlernen des Umgangs mit
den Ponys mit Reitunterricht. Von den Kursteilnehmern nahmen ca. 30 % bis 40 % an den Priifungen fiir ein sog.
Motivationsabzeichen teil. Von den Teilnehmern mit bereits vorhandener Reiterfahrung an den 1- bis 2-wéchigen
groBen Pferdekursen mit Spring-, Dressur- und Theorieunterricht nahmen am Kursende 60 % bis 70 % an den
Leistungsabzeichen-Prifungen teil. Die Leistungsabzeichen berechtigten u. a. zum Einstieg in den Turniersport.
Die 1-wdchigen Kursprogramme fiir Schulklassen fiir Kinder von 9 bis 12 Jahren mit Reit- und Theorieunterricht
zielte darauf ab, den Kindern den h&ufig erstmaligen Kontakt mit Pferden zu erméglichen. Reitabzeichen wurden
insoweit nicht abgenommen. Das Finanzamt ging insgesamt nicht von umsatzsteuerpflichtigen Umsatzen aus. Ent-
scheidung: Nach Auffassung des Finanzgerichts sind die Umsatze der Klagerin aus den Kursen der groRen Pfer-
degruppe nach § 4 Nr. 21 Buchst. a Doppelbuchst. bb UStG steuerfrei und die Umséatze aus der Gewahrung von
Unterkunft und Verpflegung im Rahmen der Kurse der Ponygruppe und der Klassenfahrten nach § 4 Nr. 23 UStG
steuerfrei. Dagegen sind die Umséatze aus den Kursen der Ponygruppe und aus den Klassenfahrten steuerpflichtig,
soweit sie auf den Reitunterricht und das weitere Tagesprogramm entfallen. Aus der Sicht eines Durchschnittsver-
brauchers stellen die von der Klagerin erbrachten Kurse und die Gewéahrung von Unterkunft und Verpflegung ei-
gene, selbststandige, fur die Steuerbefreiung jeweils einzeln zu betrachtende Leistungen dar. Die streitigen Um-
séatze stehen nicht in einem Verhaltnis von Haupt- und Nebenleistung. Die Kurse und die Unterkunft und Verpfle-
gung dienten unterschiedlichen und gleichgewichtigen Zwecken. Nach der Uberzeugung des Finanzgerichts ver-
mittelte der auf die Ablegung sog. Leistungsabzeichen ausgerichtete Reitunterricht der Kurse der gro3en Pferde-
gruppe Kenntnisse und Féhigkeiten, die den Kursteilnehmern u. a. die Berufsausiibung als Turniersportreiter er-
moglicht. Dabei ist es grundsatzlich unerheblich, ob die Kursteilnehmer dieses Berufsziel auch konkret angestrebt
haben. Auch die Dauer der Ausbildung ist unerheblich. Der vorliegenden Bescheinigung des Bildungs- und Wis-
senschaftsministeriums des Landes Schleswig-Holstein kommt eine Indizwirkung dafiir zu, dass die Kursangebote
beziiglich der groRen Pferdegruppe auch nicht der bloRen Freizeitgestaltung dienten. Hinsichtlich der Kursangebote
der Ponygruppe und der Klassenfahrten erbringt die Klagerin keine unmittelbar dem Bildungszweck dienende Leis-
tungen, die zur Austibung bestimmter beruflicher Tatigkeiten notwendig sind. Diese Kurse stellen auch keinen
Schul- und Hochschulunterricht dar. Die Gewéahrung von Beherbergung, Bekdstigung durch Personen und Einrich-

tungen sind steuerfrei, wenn sie Uberwiegend Jugendliche vor Vollendung des 27. Lebensjahres fiir Erziehungs-,
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Ausbildungs- oder Fortbildungszwecke bei sich aufnehmen. Abzugrenzen ist die Aufnahme zu Erziehungs-, Aus-
bildungs- oder Fortbildungszwecken von Leistungen der Beherbergung und Verkdstigung wahrend eines kurzfris-
tigen Urlaubsaufenthalts mit Freizeitangebot und Freizeitgestaltung. Vorliegend hat die Klagerin bei den Kursen der
Ponygruppe und bei Klassenfahrten Erziehungsaufgaben und bei den Kursen der grof3en Pferdegruppe Ausbil-
dungsaufgaben i. S. d. 8§ 4 Nr. 23 UStG Ubernommen.

5. Lohn und Gehalt

Mindestlohn und Minijob-Grenze steigen zum 1.10.2022

Die Erh6hung des Mindestlohns zum 1.10.2022 auf 12 EUR erfordert auch Anpassungen bei Mini- und Midijobs.
Neben der bloRen Anhebung von Verdienstgrenzen gibt es auch neue Regelungen.

Dynamische Geringfligigkeitsgrenze

Kinftig orientiert sich die Geringfugigkeitsgrenze an einer Wochenarbeitszeit von 10 Stunden zu Mindestlohnbe-
dingungen. Sie wird dementsprechend mit Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns auf 12 EUR pro Stunde auf
520 EUR monatlich erhéht und dynamisch ausgestaltet.

Unvorhersehbares Uberschreiten der Geringfiigigkeitsgrenze

Was bisher nur im Rahmen der Auslegung durch die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung in den Gering-
fugigkeits-Richtlinien geregelt ist, soll gesetzlich normiert werden: Die Mdéglichkeit eines zulassigen unvorherseh-
baren Uberschreitens der Entgeltgrenze. Allerdings wird diese Regelung stark eingeschrankt, um Missbrauch zu
vermeiden.

Neue Hoéchstgrenze und Formeln fir den Ubergangsbereich

Die Hochstgrenze fir eine Beschaftigung im Ubergangsbereich wird von monatlich 1.300 EUR auf 1.600 EUR
angehoben. Die Untergrenze beginnt dann bei 520,01 EUR. Die Formel zur Ermittlung der beitragspflichtigen Ein-
nahme, nach der sich der Gesamtbeitrag fiir jeden Versicherungszweig bemisst, wird angepasst. Gleichzeitig wird
eine neue Formel allein zur Berechnung der Arbeitnehmeranteile eingefihrt.

Neue Beitragslastverteilung im Ubergangsbereich

Die MaRnahmen im Ubergangsbereich bewirken eine weitergehende Entlastung von sozialversicherungspflichtig
Beschaftigten mit geringem Arbeitsentgelt als die heutige Midijob-Regelung. Damit soll der Belastungssprung beim
Ubergang vom Minijob zum Midijob geglattet und der Anreiz fir Minijobber erhéht werden, ihre Arbeitszeit Giber die
Minijob-Grenze hinaus auszuweiten. Gleichzeitig werden Arbeitgeber zunéchst stéarker belastet als bisher, indem
der Arbeitgeberbeitrag oberhalb der Geringfuigigkeitsgrenze zunéchst auf die fur einen Minijob zu leistenden Pau-
schalbeitrage i. H. v. 28 % angeglichen und gleitend auf den regularen Sozialversicherungsbeitrag abgeschmolzen
wird.

Bestandschutzregelungen fir Alt-Midijobber bis 520 EUR

Fir Arbeitnehmende, die am 30.9.2022 Midijobber mit einem durchschnittlichen Arbeitsentgelt bis 520 EUR im
Monat sind, bleiben aufgrund von Bestandschutzschutzregelungen léangstens bis 31.12.2023 unter den alten Mi-
dijob-Bedingungen versicherungspflichtig in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung. Die Befreiung von
der Versicherungspflicht kann beantragt werden. In der Rentenversicherung gilt das nur flr Beschaftigungen in
Privathaushalten.
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6. Private Immobilienbesitzer

Erwerb einer gemischt genutzten Photovoltaikanlage und umsatzsteuerliche Zuordnung

Hat ein Steuerpflichtiger im Lauf des Jahres, in dem er eine Photovoltaikanlage erworben hat, einen Vertrag mit
dem Recht zum Weiterverkauf des gesamten von der Anlage erzeugten Stroms zuziglich Umsatzsteuer abge-
schlossen, ist dies ein Indiz dafir, dass er die Photovoltaikanlage dem Unternehmen voll zugeordnet hat. Hinter-
grund: Der Klager erwarb im Jahr 2014 eine Photovoltaikanlage. Den seit 22.9.2014 erzeugten Strom verbrauchte
er teilweise selbst, teilweise speiste er ihn in das Stromnetz des Netzbetreibers X ein. Der Einspeisevertrag mit X
vom 25.9.2014 sieht fiir den gelieferten Strom eine Vergutung pro kWh zuziglich Umsatzsteuer vor. Entsprechend
wurden in einer Gutschrift des X vom 19.1.2015 die im Streitjahr ausgefiihrten Stromlieferungen des Klagers an X
abgerechnet. Gegenliber dem Finanzamt gab der Klager zunédchst weder Umsatzsteuer-Voranmeldungen noch
sonstige Erklarungen zu den Ausgangs- und Eingangsumsatzen aus dem Betrieb der Photovoltaikanlage sowie
den unentgeltlichen Wertabgaben ab. Am 29.2.2016 reichte er eine Umsatzsteuererklarung fur das Jahr 2014 ein
und zog darin u. a. die in der Rechnung fiir den Erwerb der Photovoltaikanlage vom 11.9.2014 offen ausgewiesene
Umsatzsteuer als Vorsteuer ab. Das Finanzamt versagte den Vorsteuerabzug fiir die Photovoltaikanlage, weil der
Klager nicht rechtzeitig, also bis zum 31.5. des Folgejahres, eine Zuordnungsentscheidung getroffen hatte. Das
Finanzamt machte als Folge hiervon auch den Ansatz der unentgeltlichen Wertabgabe riickgéngig. Es setzte mit
Umsatzsteuer-Anderungsbescheid fir das Jahr 2014 die Umsatzsteuer entsprechend hoher fest. Der Einspruch
und die Klage vor dem Finanzgericht blieben erfolglos. Entscheidung: Der Bundesfinanzhof hélt die Revision des
Klagers fur begriindet. Das Finanzgericht ist zu Unrecht davon ausgegangen, dass dem Klager der begehrte Vor-
steuerabzug nicht zusteht, weil er die erforderliche Zuordnungsentscheidung nicht gegeniiber dem Finanzamt in-
nerhalb der Zuordnungsfrist mitgeteilt hat. Der Klager hat die Photovoltaikanlage rechtzeitig voll seinem Unterneh-
men zugeordnet. Bei Bezug eines einheitlichen Gegenstands, der gemischt verwendet werden soll, steht dem Un-
ternehmer ein Zuordnungswahlrecht zu: Er kann den Gegenstand insgesamt seinem Unternehmen zuordnen oder
in vollem Umfang in seinem Privatvermdgen belassen oder den Gegenstand entsprechend dem unternehmerischen
Nutzungsanteil seinem Unternehmen zuordnen. Steht anhand objektiver Anhaltspunkte, die innerhalb der Zuord-
nungsfrist erkennbar geworden sind, fest, dass der Steuerpflichtige einen Gegenstand dem Unternehmen zugeord-
net hat, ist es nicht zusatzlich erforderlich, dass er die erfolgte Zuordnung der Finanzverwaltung innerhalb dieser
Frist mitteilt. Die Dokumentation der Zuordnung erfordert keine Mitteilung gegentiber der Finanzbehdrde. Danach
steht also dem Vorsteuerabzug des Kléagers nicht entgegen, dass er seine im Jahr 2014 erfolgte Zuordnung zum
Unternehmen erst am 29.2.2016 dem Finanzamt mitgeteilt hat. Eine Zuordnung liegt vor. Diese Zuordnung erfolgte
in vollem Umfang und nicht nur teilweise. Die konkludente Zuordnung durch Abschluss des Einspeisevertrags vom

25.9./26.9.2014 als Indiz erfasst die Photovoltaikanlage insgesamt.

Fahrradkeller verkleinert: Mietminderung kann gerechtfertigt sein

Wird ein groRziigiger gemeinschaftlicher Fahrradkeller nachtraglich auf wenige Quadratmeter verkleinert, stellt dies
einen Mangel der Mietsache dar. Dieser kann zu einer Mietminderung fiihren. Hintergrund: Zu Beginn des Mietver-
héaltnisses befand sich im Haus ein etwa 50 gm groRRer Fahrradkeller. Im Mietvertrag selbst ist dieser nicht aufge-
fuhrt, der Vertrag verweist allerdings auf das Ubergabeprotokoll, welches Vertragsbestandteil sein soll. Laut Uber-
gabeprotokoll hat der Mieter einen Schlissel zum Fahrradkeller erhalten. Im Zuge von Modernisierungsarbeiten

wurde der Fahrradkeller im Jahr 2009 auf 7 gm verkleinert. Die Mietvertragsparteien streiten nun dariiber, ob der
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Mieter wegen des verkleinerten Fahrradkellers die Miete fir den Zeitraum Oktober 2011 bis zum Ende des Miet-
verhdltnisses im Jahr 2017 mindern konnte. Amts- und Landgericht bejahten dies und hielten eine Mietminderung
von 4,8 % flir angemessen. Entscheidung: Der Bundesgerichtshof teilt die Auffassung der Vorinstanzen und gibt
dem Mieter Recht. Die Verkleinerung des Fahrradkellers begriindet einen Mangel der Mietsache, der zu einer Min-
derung berechtigt. Die Mitnutzung des Fahrradkellers in der ursprunglichen Grof3e ist durch die Bezugnahme auf
das Ubergabeprotokoll Inhalt des Mietvertrags und dem Mieter nicht nur frei widerruflich eingerdumt worden. An
dieser Beurteilung der Vorinstanzen hat der Bundesgerichtshof nichts zu beanstanden. Die vertraglich geschuldete
Sollbeschaffenheit des Fahrradkellers ist auch nicht dadurch geéndert worden, dass der Mieter die Modernisie-
rungsmafinahmen, die zu der Verkleinerung gefiihrt haben, geduldet hat. Auch bei einem blo3en Recht zur Mitbe-
nutzung ist wegen der erheblichen Verkleinerung des Fahrradkellers eine Minderung i. H. v. 4,8 % angemessen.

7. Sonstige Steuern

Erbschaftsteuer: Wenn das Familienheim aus gesundheitlichen Grinden nicht mehr genutzt

werden kann

Gesundheitliche Beeintrachtigungen kénnen zwar zwingende der Selbstnutzung zu eigenen Wohnzwecken entge-
genstehende Griinde darstellen. Eine Pflegebedirftigkeit begriindet jedoch regelmaRig keine objektive Unmdoglich-
keit der Selbstnutzung. Hintergrund: X ist Alleinerbin ihres 2009 verstorbenen Vaters. Zum Nachlass gehdrte ein
Grundstiick mit einem 1951 erbauten Einfamilienhaus. X hatte dieses Haus gemeinsam mit ihrem Vater bewohnt
und wohnte zunachst weiterhin im Obergeschoss. Dementsprechend beriicksichtigte das Finanzamt im Rahmen
der Festsetzung der Erbschaftsteuer die Steuerbefreiung fur ein Familienheim. Im Jahr 2016 (d. h. vor Ablauf der
10-Jahres-Frist) zog X aus und liel? das Haus abreil3en. Das Finanzamt anderte daraufhin die Steuerfestsetzung
und setzte die Erbschaftsteuer ohne die Steuerbefreiung fest. Das Finanzgericht wies die Klage ab. Es verneinte
zwingende einer Selbstnutzung entgegenstehende Griinde. Gebaudemangel oder Unwirtschaftlichkeit der Sanie-
rung genugten nicht. Gesundheitliche Beeintrachtigungen beim Treppensteigen hétten X nicht gehindert, mit Un-
terstlitzung durch einen Bekannten weiterhin das Obergeschoss zu nutzen. Entscheidung: Der Bundesfinanzhof
hob das Finanzgerichtsurteil auf und verwies die Sache an das Finanzgericht zurtick. Zwingende Griinde, die einer
Selbstnutzung zu eigenen Wohnzwecken entgegenstehen, liegen vor, wenn die externen Hilfe- und Pflegeleistun-
gen ein solches Ausmaf} annehmen, dass nicht mehr von einer selbststandigen Haushaltsfilhrung gesprochen
werden kann. Die Steuerbefreiung fiir den Erwerb eines Familienheims entfallt mit Wirkung fiir die Vergangenheit,
wenn der Erwerber das Familienheim innerhalb von 10 Jahren nach dem Erwerb nicht mehr zu Wohnzwecken
selbst nutzt, es sei denn, er ist aus zwingenden Griinden an einer Selbstnutzung zu eigenen Wohnzwecken gehin-
dert. Die Hinderungsgriinde missen sich auf die Selbstnutzung des vorliegenden Familienheims beziehen. Die
Steuerbefreiung erfordert, dass dem Erwerber aus objektiven Griinden die Selbstnutzung des Familienheims un-
mdglich oder nicht mehr zuzumuten ist. Das liegt nicht bereits bei Pflegebedurftigkeit vor, solange der Erwerber
unter Zuhilfenahme externer Hilfe- und Pflegeleistungen in der Lage ist, weiter in dem erworbenen Familienheim
zu leben. Anders ist es nur, wenn bei schwerer Pflegebedurftigkeit die Unterstiitzungsleistungen ein solches Aus-
maf} annehmen, dass nicht mehr von einer selbststandigen Haushaltsfilhrung in dem Familienheim gesprochen
werden kann. Die regelmaRige Inanspruchnahme ublicher Dienste genugt dafiir nicht. Entscheidend ist, ob der

Erwerber den familidren Lebensraum noch aus im Wesentlichen eigener Kraft ausfullen kann. Die Feststellungslast
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fur die Umstande, die eine Selbstnutzung des Familienheims objektiv unméglich machen oder aus objektiven Griin-
den unzumutbar erscheinen lassen, trégt der Erwerber. Die X hat entsprechend ihrer Mitwirkungspflicht die weitere
Sachaufklarung vor dem Finanzgericht zu unterstiitzen. Entscheidend wird dabei sein, ob X soweit auf die Hilfe
Dritter angewiesen ist, dass es an einer selbststandigen Haushaltsfiihrung fehlt.

8. Steuerrecht Privatvermédgen

Dunkle Kleidung eines Trauerredners ist keine typische Berufskleidung

Aufwendungen fir birgerliche Kleidung sind als Kosten der Lebensfiihrung grundséatzlich nicht abziehbar. Sie sind
nur dann als Betriebsausgaben zu berlicksichtigen, wenn es sich um "typische Berufskleidung" handelt. Hinter-
grund: Die Klager werden als Ehegatten fiir die Jahre 2008 bis 2010 zusammen zur Einkommensteuer veranlagt.
Der Klager war als selbststéndiger Trauerredner und Trauerbegleiter tatig. Die Klagerin war bis September 2008
als Trauerrednerin selbststandig tatig. Danach war sie im Betrieb des Klagers als Angestellte nichtselbststéndig
tatig. Die Klagerin und der Klager machten bei der Gewinnermittlung Aufwendungen fiir die Anschaffung, Anderung,
Reparatur und Reinigung von Kleidung (u. a. Anztige, Hemden, Rocke, Kleider, Mantel, Blusen, Pullover, Hosen,
Jacken, Krawatten, Schals, Schuhe) als Betriebsausgaben geltend. Das Finanzamt war der Auffassung, dass die
Aufwendungen nicht als Betriebsausgaben abziehbar sind. Einspruch und Klage blieben ohne Erfolg. Entschei-
dung: Der Bundesfinanzhof entschied wie das Finanzgericht, dass Aufwendungen fir burgerliche Kleidung als
unverzichtbare Aufwendungen der Lebensfiihrung grundséatzlich nicht als Betriebsausgaben abziehbar und nicht
aufteilbar sind. Aufwendungen sind als Betriebsausgaben abzuziehen, wenn sie durch die Einklinfteerzielung ver-
anlasst sind. Eine solche Veranlassung ist jedoch nicht gegeben, wenn es sich um unverzichtbare Aufwendungen
fur die Lebensfuhrung handelt. Zwar lieBen sich theoretisch auch Aufwendungen etwa fiir burgerliche Kleidung, fiir
eine Brille oder fiir eine Armbanduhr bei feststehender Arbeitszeit aufteilen. Derartige Aufwendungen sind aber,
wenn sie nach den Vorschriften Uber das steuerliche Existenzminimum als Sonderausgaben oder als auf3erge-
wohnliche Belastungen zu berticksichtigen sind, grundsétzlich vom Abzug ausgeschlossen, um eine doppelte Be-
ricksichtigung zu vermeiden. Insoweit scheidet eine Aufteilung der Aufwendungen in abziehbare Werbungskosten
oder Betriebsausgaben einerseits und nicht abziehbare Aufwendungen fur die private Lebensfiihrung andererseits
aus. Der Gesetzgeber hatin 8 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 6 EStG geregelt, dass Aufwendungen fir typische Berufskleidung
als Werbungskosten abziehbar sind. Die Vorschrift ist entsprechend im Rahmen des Betriebsausgabenabzugs an-
zuwenden. Vorliegend handelt es jedoch nicht um Aufwendungen fir typische Berufskleidung, sondern fur Klei-
dung, deren Benutzung als normale birgerliche Kleidung im Rahmen des Méglichen und Ublichen liegt bzw. die
gewohnlich privat getragen werden kann. Typische Berufskleidung umfasst daher nur Kleidungsstiicke, die nach
ihrer Beschaffenheit objektiv nahezu ausschlief3lich fur die berufliche Nutzung bestimmt und geeignet und wegen
der Eigenart des Berufs noétig sind bzw. bei denen die berufliche Verwendungsbestimmung bereits aus ihrer Be-
schaffenheit entweder durch ihre Unterscheidungsfunktion, wie z. B. bei Uniformen oder durch dauerhaft ange-
brachte Firmenembleme oder durch ihre Schutzfunktion — wie bei Schutzanziigen, Arbeitsschuhen o. A. — folgt.
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Haben Steuerpflichtige ein Recht auf Akteneinsicht?

Ob Steuerpflichtige ein Recht auf Akteneinsicht haben, ist nicht unumstritten. Der Bundesfinanzhof lehnte ein sol-
ches Recht bisher ab. Das Niedersachsische Finanzgericht entschied nun, dass Steuerpflichtigen aufgrund der
Datenschutzgrundverordnung grundsatzlich ein Recht auf Akteneinsicht im steuerlichen Verwaltungsverfahren zu-
steht. Hintergrund: Der Klager beantragte die Einsicht in die Steuerakten beim Finanzamt fir das Jahr 2015. Ziel
war im Wesentlichen zu priifen, ob ein Anspruch gegen den ehemaligen steuerlichen Vertreter in Betracht kam.
Das Finanzamt lehnte den Antrag auf Einsicht ab, da der Steuerpflichtige nach der AO kein grundséatzliches Recht
auf Akteneinsicht hat. Bei pflichtgeméaRer Ermessensausibung kommt dabei hier keine Akteneinsicht in Betracht,
da der Klager kein berechtigtes Interesse dargelegt hatte. Der Klager verwies auf Art. 15 Abs. 1 DSGVO, in dem
ein solches Recht normiert und auch im steuerlichen Verwaltungsverfahren anzuwenden ist. Das Finanzamt wies
den Einspruch ab. Deshalb wandte sich der Kldger an das Finanzgericht. Entscheidung: Das Finanzgericht gab
der Klage statt. Zwar ist es zutreffend, dass nach der stédndigen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs der Steu-
erpflichtige einen Anspruch auf eine pflichtgeméaRe Ermessensausiibung dahingehend hat, ob Akteneinsicht zu
gewahren ist. Das Gericht ist jedoch der Auffassung, dass aufgrund der seit 2018 geltenden DSGVO und dem
Recht auf Gehor dem Steuerpflichtigen ein Recht auf Akteneinsicht zusteht. Auch das Steuergeheimnis steht dem
nicht entgegen. Deshalb reduziert sich vorliegend das Ermessen auf null, das Finanzamt muss dem Klager Akten-
einsicht gewahren. Dartber hinaus habe der Klager ein Recht auf Akteneinsicht auch aus Art. 15 DSGVO. Denn
dieser hat im steuerlichen Verwaltungsverfahren unmittelbare Anwendung. Dieser Anspruch steht nicht im Ermes-
sen der Finanzbehorde. Der Klager hat somit auch aufgrund dieser Norm unmittelbar einen Anspruch auf Akten-

einsicht.

9. Steuerrecht Unternehmer

Betriebsprifung: Bestimmte Beweise dirfen nur unter strengen Voraussetzungen verwertet

werden

Leitet ein Betriebsprifer Verhéaltnisse, die flr die Besteuerung anderer Steuerpflichtiger von Bedeutung sind, weiter,
obwohl Vorlageverweigerungsrechte nach § 104 AO bestehen, dirfen dem Finanzamt zugegangene Kontrollmit-
teilungen nicht verwertet werden. Hintergrund: Die Antragstellerin beauftragte den Rechtsanwalt R mit der Wahr-
nehmung ihrer Interessen gegenuber der B-GmbH. Aufgrund mehrerer anwaltlicher Schriftsatze gingen Forderun-
gen der Antragstellerin gegentiber der B-GmbH auf dem Fremdgeldkonto des R ein. Nach Verrechnung mit offenen
Geblhrenforderungen zahlte R die restlichen Gelder an die Antragstellerin aus. Die Antragstellerin gab weder Um-
satzsteuererklarungen noch Jahresabschliisse beim Finanzamt ab. In der Folge gingen dem Finanzamt 2 Kontroll-
mitteilungen des Finanzamts E mit der Steuernummer des R zu, denen Unterlagen tiber den Schriftverkehr mit der
B-GmbH beigefligt waren. Die Kontrollmitteilungen enthielten den Vermerk "erhalten von Anwaltsbiro R". Dies
nahm der Antragsteller zum Anlass, die Besteuerungsgrundlagen zu schatzen und Umsatzsteuer gegen die An-
tragstellerin festzusetzen. Gegen diesen Bescheid legte die Antragstellerin Einspruch ein und machte insbesondere
geltend, dass ein Beweisverwertungsverbot bestand, da die Steuerbehorde in der Kanzlei des R eine Priifung des
Fremdgeldkontos vorgenommen und dieses trotz der Verschwiegenheitspflicht des R zur Grundlage der Umsatz-
steuerfestsetzung gemacht habe. Nach der erfolglosen Durchfiihrung des Einspruchsverfahrens erhob die Antrag-
stellerin Klage und beantragte Aussetzung der Vollziehung. Entscheidung: Nach Ansicht des Finanzgerichts be-
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stehen ernstliche Zweifel daran, dass das Finanzamt befugt war, aufgrund der Auswertung des ihm vom Betriebs-
prufer Gibersandten Kontrollmaterials die angefochtene Umsatzsteuerfestsetzung zu erlassen. Es erscheint ernst-
lich zweifelhaft, dass die Ubersendung der Kontrollmitteilungen an den Antragsgegner verfahrensrechtlich zulassig
war und dass ohne dieses Kontrollmaterial und dessen Fernwirkungen Anlass bestand, die strittige Festsetzung
vorzunehmen. Rechtsfehlerhaft erscheint noch nicht die Tatsache, dass R einer AuRenpriifung unterzogen wurde
und dabei auch die Belege zu Fremdgeldkonten gesichtet wurden. Vorlageverweigerungsrechte aus § 104 Abs. 1
AO bestehen zwar auch in der beim Berufsgeheimnistrager (Rechtsanwalt, Steuerberater usw.) selbst stattfinden-
den AuRRenpriifung, jedoch kann das Finanzamt grundséatzlich die Vorlage der zur Prifung erforderlich erscheinen-
den Unterlagen in neutralisierter Form verlangen. Wenn der Berufstrager gleichwohl Unterlagen, in deren Besitz er
im Rahmen der Mandatsbearbeitung gelangt ist bzw. die in diesem Rahmen entstanden sind, in nicht neutralisierter
Form Uberlasst und die Betriebsprifung anschlieBend ankiindigungslos diesbeziigliche Kontrollmitteilungen ver-

sendet, dirfen diese nicht verwertet werden.

Gemischt genutzte Gebaude und teilweiser Vorsteuerabzug fiir ein Arbeitszimmer

Wird bei einem Gebaude in den Bauantragsunterlagen ein Zimmer als Arbeitszimmer bezeichnet, kann dies fiir
eine Zuordnung zum Unternehmen sprechen. Das gilt jedenfalls dann, wenn dies durch weitere objektive Anhalts-
punkte untermauert wird. Hintergrund: Der Klager betreibt als Einzelunternehmer einen Gerlstbaubetrieb. Im Jahr
2014 plante er die Errichtung eines Einfamilienhauses. In dem vom Planungsbiiro erstellten Grundriss vom
29.7.2014 ist ein 16,57 gm groRer Raum im Erdgeschoss mit "Arbeiten" bezeichnet. Die "Nettogrundflache gesamt"
des Gebaudes ist mit 181,3 gqm angegeben. Der Klager reichte im Streitjahr beim Finanzamt monatliche Umsatz-
steuer-Voranmeldungen ein. Einen Vorsteuerabzug aus den Eingangsleistungen zur Errichtung des Gebaudes
machte er darin nicht geltend. Erstmals in der am 28.9.2016 beim Finanzamt eingegangenen Umsatzsteuererkla-
rung fur 2015 machte er fur die Errichtung dieses Zimmers anteilig den Vorsteuerabzug geltend. Mit Schreiben vom
27.2.2017 erganzte der Klager, dass der unternehmerische Nutzungsanteil nicht wie bisher angenommen 8,91 %,
sondern 10,28 % betragen habe. Die abziehbare Vorsteuer erhdhte sich daher. Das Finanzamt verweigerte den
Vorsteuerabzug. Erstens hatte der Klager das Gebaude nicht zeitnah dem Unternehmen zugeordnet und zweitens
war der Vorsteuerabzug ausgeschlossen, da die unternehmerische Nutzung des Gebaudes weniger als 10 % be-
tragt. Das Finanzamt setzte mit Bescheid vom 5.4.2017 die Umsatzsteuer fiir 2015 fest, ohne einen Vorsteuerabzug
fur das mit "Arbeiten" bezeichnete Zimmer zuzulassen. Das Finanzgericht wies die Klage ab. Entscheidung: Der
Bundesfinanzhof halt die Revision fiir begriindet. Das Finanzgericht hat zu Unrecht angenommen, dass eine zeit-
nahe Dokumentation der Zuordnungsentscheidung nur dann vorliegt, wenn diese bis zum 31. Mai des Folgejahres
dem Finanzamt gegenliber abgegeben wird. Die Vorentscheidung ist deshalb aufzuheben. Allerdings ist die Sache
nicht spruchreif, da die tatsachlichen Feststellungen des Finanzgerichts nicht ausreichen, um abschlieRend zu ent-
scheiden. Fir die Dokumentation der Zuordnung ist keine fristgebundene Mitteilung an die Finanzbehérde erfor-
derlich. Liegen innerhalb der Dokumentationsfrist nach auf3en hin objektiv erkennbare Anhaltspunkte fur eine Zu-
ordnung vor, kénnen diese der Finanzbehdrde auch noch nach Ablauf der Frist mitgeteilt werden. Fir eine Zuord-
nung zum Unternehmen kann bei Gebauden die Bezeichnung eines Zimmers als Arbeitszimmer in Bauantragsun-
terlagen jedenfalls dann sprechen, wenn dies durch weitere objektive Anhaltspunkte untermauert wird. So ist es z.
B. dann, wenn der Unternehmer fiir seinen Gerustbaubetrieb einen Biiroraum benétigt, er bereits in der Vergan-
genheit kein externes Blro, sondern einen Raum seiner Wohnung fiir sein Unternehmen verwendet hat, und er

beabsichtigt, dies in dem von ihm neu errichteten Gebaude so beizubehalten. Anhand der tatsachlichen Feststel-
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lungen des Finanzgerichts kann vom Bundesfinanzhof allerdings nicht entschieden werden, ob der Klager die Zu-
ordnung der Eingangsleistungen des Streitjahres 2015 zum Unternehmen rechtzeitig, d. h. bis zum 31. Mai des
Folgejahres, konkludent vorgenommen hat. Entgegen der Auffassung des Finanzgerichts kann sich aus den Bau-
planen vom 29.7.2014 eine Zuordnung ergeben, soweit zu den Baupléanen weitere Umstande hinzutreten.

Mieten fir Messestandfldachen: Keine gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung

Die Kosten fiir die Anmietung einer Messestandflache kénnen bei einem ausstellenden Unternehmen nur dann zu
einer Hinzurechnung fuhren, wenn die Messestandflache zu dessen Anlagevermégen gehort. Entscheidend ist, ob
der Geschéftszweck des betreffenden Unternehmens und auch die speziellen betrieblichen Verhéltnisse das dau-
erhafte Vorhandensein einer entsprechenden Messestandflache erfordert. Hintergrund: Die Klagerin ist eine GmbH,
deren Gegenstand die Entwicklung, Herstellung und der Vertrieb von Produkten ist. Die GmbH selbst hat keinen
Direktvertrieb; sie verkauft ihnre Produkte durch ein stehendes Handlernetz. In den Jahren 2009 bis 2011 mietete
sie wiederholt auf bestimmten turnusmagig stattfindenden Messen Ausstellungsflachen und Raumlichkeiten an, um
ihre Produkte dort zu prasentieren. Hierdurch entstand ihr ein jahrlicher Aufwand i. H. v. 96.758 EUR (2009), 78.174
EUR (2010) und 105.264 EUR (2011). Den Aufwand behandelte sie als abziehbare Betriebsausgaben; eine gewer-
besteuerliche Hinzurechnung eines Teils der Mietzinsen erklérte sie nicht. Das Finanzamt war der Auffassung, dass
eine Hinzurechnung des Aufwands zum gewerblichen Gewinn hatte erfolgen missen. Den Einspruch gegen die
geanderten Gewerbesteuermessbescheide wies das Finanzamt als unbegriindet zuriick. Das Finanzgericht gab
der dagegen gerichteten Klage, mit der die GmbH begehrte, die Gewerbesteuermessbetrdge dahingehend abzu-
andern, dass die aus der Anmietung von Messestandflachen vorgenommenen Hinzurechnungsbetrdge unterblie-
ben, statt. Entscheidung: Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs hat das Finanzgericht die Hinzurechnungsvor-
schrift des § 8 Nr. 1 Buchst. e GewStG zutreffend ausgelegt. Die Revision des Finanzamts ist daher unbegrindet.
Dem Gewinn aus Gewerbebetrieb wird ein Viertel aus 13/20 (2009) bzw. aus der Halfte der Miet- und Pachtzinsen
(2010, 2011) — einschlie3lich Leasingraten — fiir die Benutzung der unbeweglichen Wirtschaftsgiter des Anlage-
vermdgens, die im Eigentum eines anderen stehen, hinzugerechnet, soweit sie bei der Ermittlung des Gewinns
abgesetzt worden sind und soweit die Summe der Betrdge 100.000 EUR (ibersteigt. Der Begriff des Anlagevermo-
gens ist nach allgemeinen ertragsteuerlichen Grundsétzen zu bestimmen. Anlagevermégen sind danach die Ge-
genstande, die dazu bestimmt sind, auf Dauer dem Betrieb zu dienen. Das sind die zum Gebrauch im Betrieb
bestimmten Wirtschaftsguter. Zum Umlaufvermdgen gehéren demgegeniiber die zum Verbrauch oder sofortigen
Verkauf bestimmten Wirtschaftsguter. Fur die Hinzurechnung nach § 8 GewStG ist darauf abzustellen, ob die Wirt-
schaftsguter Anlagevermégen des Mieters oder Pachters waren, wenn sie in seinem Eigentum stiinden. Diese
Fiktion ist auf den Zweck zurtickzufiihren, durch die Hinzurechnung im Sinne einer Finanzierungsneutralitat einen
objektivierten Ertrag des Gewerbebetriebs zu ermitteln. Das Finanzgericht hat den Geschaftsgegenstand der
GmbH berticksichtigt und sich so weit wie mdglich an den betrieblichen Verhaltnissen orientiert. Es hat ausgehend
von dem Geschaftszweck der GmbH, die ausschlie3lich ein Produktionsunternehmen betreibt, festgestellt, dass
sie die hergestellten Produkte nicht unmittelbar an die Endabnehmer verkauft, sondern diese vielmehr unterneh-
mensfremd durch ein stehendes Handlernetz indirekt vertrieben wurden. Der Unternehmensgegenstand erforderte
daher keine zwingende Messeteilnahme. Diese Wirdigung des Finanzgerichts, dass die Klagerin unter Berlck-
sichtigung des Geschaftsgegenstands und der Vertriebswege auf die standige Verfligbarkeit von Messestandfla-
chen nicht angewiesen war, die Teilnahme an Messen fiir den Verkauf der Produkte zwar férderlich, aber nicht

betriebsnotwendig war, ist zumindest méglich und damit fur den Senat bindend.
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Tatigkeit als Museumsfihrer kann von der Umsatzsteuer befreit sein

Bei einem Museum, das nur in Begleitung eines Gasteflhrers besucht werden darf, ist die Filhrung der Museums-
gaste eine typische Museumsleistung. Diese wird deshalb von der Steuerbefreiung des 8 4 Nr. 20 Buchst. a UStG
fur die Leistungen eines Museums erfasst. Hintergrund: X ist u. a. als Gastefiihrer in einem Museum téatig. Das
Museum ist ausschliel3lich Uber Gruppenfihrungen begehbar. Auftraggeber des X ist eine gemeinnitzige Stiftung,
die das Museum betreibt und dabei steuerfreie Umséatzei. S. d. 8 4 Nr. 20 Buchst. a UStG an die Museumsbesucher
erbringt. Die zustandige Bezirksregierung hat X fuir 2010 bis 2013 nach § 4 Nr. 20 Buchst. a Satz 2 UStG beschei-
nigt, dass er als Museumsfihrer die gleichen kulturellen Aufgaben erfiille wie vergleichbare Einrichtungen in 6ffent-
lich-rechtlicher Tragerschaft. In den Bescheinigungen wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung dartuber, ob
es sich bei X um eine "gleichartige Einrichtung” i. S. d. § 4 Nr. 20 Buchst. a Satz 2 UStG handelt, der Finanzver-
waltung obliegt. Dem Antrag des X, seine Umséatze als Géastefuhrer im Museum umsatzsteuerfrei zu belassen,
folgte das Finanzamt jedoch nicht. Ein Museum betreiben kann nur der dazu Berechtigte. Das sei hier nicht X,
sondern die Stiftung. Das Finanzgericht gab der Klage statt und entschied, dass die Umsatze steuerfrei sind. Ent-
scheidung: Der Bundesfinanzhof bestatigte das stattgebende Finanzgerichtsurteil und entschied, dass X als eine
dem Museum gleichartige Einrichtung nach § 4 Nr. 20 Buchst. a Satz 2 UStG von der Umsatzsteuer befreit ist. Der
Begriff "Einrichtung" umfasst auch natiirliche Personen und private Einheiten mit Gewinnerzielungsabsicht. Die
Priifung der Gleichartigkeit der kulturellen Einrichtung obliegt zwar den Finanzbehérden und Finanzgerichten. Indes
ist der Inhalt der Bescheinigung auch fur den Begriff der Gleichartigkeit in 8 4 Nr. 20 Buchst. a Satz 1 UStG mit
heranzuziehen. Wenn sich aus der Bescheinigung ergibt, dass der Inhaber die gleichen kulturellen Aufgaben wie
eine Einrichtungi. S. d. § 4 Nr. 20 Buchst. a Satz 1 UStG erfullt oder beide bei der Erbringung der befreiten Leistung
zusammenwirken, ist die Leistung des Inhabers der Bescheinigung gleichartig. Hiervon ausgehend sind die Leis-
tungen des X nach § 4 Nr. 20 Buchst. a Satz 2 UStG steuerfrei. Die Gleichartigkeit seiner Leistungen liegt vor, da
das Museum ausschlie3lich im Rahmen der von X und den anderen Géasteflihrern durchgefiihrten Fihrungen zu-
ganglich ist. X ist damit unmittelbarer und unverzichtbarer Bestandteil der kulturellen Leistung des Museums. Ohne

Gastefuihrer gab es im Streitfall keine Museumsbesichtigung.

Verfahrensrechtliche Fragen bei einem Nullbescheid

Aus einem Steuerbescheid, der eine Steuer von 0 EUR festsetzt, ergibt sich keine fiir die Zulassigkeit einer An-
fechtungsklage erforderliche Beschwer. Hintergrund: Der als gemeinnltzig und mildtétig anerkannte X-Verband der
freien Wohlfahrtspflege unterhalt diverse wirtschaftliche Geschéaftsbetriebe sowie Zweckbetriebe. Der X-Verband
ist aufgrund eines Vertrags mit dem Landkreis als Leistungserbringer im Rettungsdienst tatig. Die Abrechnung
seiner Leistungen wickelt er selbststéandig mit den Kostentragern ab. Im Jahr 2012 verlangten die Sozialleistungs-
trager, dass jeder Landkreis nur eine Abrechnungsstelle vorhalten soll. Daraufhin erweiterten der Landkreis A und
der X-Verband ihren Vertrag dahingehend, dass der X-Verband — neben der Abrechnung der eigenen Einsatze —
auch die Abrechnungen der Einsatze flr andere Leistungserbringer des 6ffentlichen Rettungsdienstes gegeniber
den Kostentragern durchfiihren soll. Der Landkreis A als Trager des Rettungsdienstes und der X-Verband schlos-
sen mit dem jeweiligen anderen Leistungserbringer Vereinbarungen tber die Abrechnung der Rettungsdienstein-
séatze. Basis der Abrechnung im Jahr 2012 war ein Vertrag zwischen dem Landkreis A als Trager des Rettungs-
dienstes und den Sozialleistungstragern als Kostentréger tber die Benutzungsentgelte. In dem vereinbarten Kos-
tenvolumen war ein Anteil fiir die dem X-Verband entstehenden Abrechnungskosten enthalten. Gleichzeitig verein-

barten der Landkreis A und die Sozialleistungstrager einen sog. Defizitausgleich. Aufgrund des Defizitausgleichs
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mit dem Kostenersatz betrug der Gewinn der "Abrechnungsstelle" des X-Verbands fir 2012 0 EUR. Das Finanzamt
ging davon aus, dass der Betrieb der "Abrechnungsstelle” (ausgenommen die Abrechnung eigener Rettungsdienst-
leistungen des X-Verbands) ein wirtschaftlicher Geschaftsbetrieb und kein Zweckbetrieb ist. Dementsprechend er-
lie das Finanzamt fur 2012 geanderte Bescheide iiber Kdrperschaftsteuer und Gewerbesteuer-Messbetrag, mit
denen es die Korperschaftsteuer und den Gewerbesteuer-Messbetrag auf jeweils 0 EUR festsetzte. Mit der an-
schlieBenden Klage verfolgte der X-Verband die Anerkennung als Zweckbetrieb. Das Finanzgericht legte die Klage
als Feststellungsklage aus und wies diese als unbegriindet ab, weil die Abrechnung fiir andere Leistungserbringer
ein wirtschaftlicher Geschéftsbetrieb, aber kein Zweckbetrieb ist. Entscheidung: Der Bundesfinanzhof wies die
Revision zuriick. Entgegen der Auffassung des Finanzgerichts hat der X-Verband keine Feststellungsklage, son-
dern eine Anfechtungsklage erhoben. Diese Klage ist nicht als unbegriindet, sondern bereits als unzulassig abzu-
weisen. Der Gegenstand der Klage richtet sich nach dem Klagebegehren. Dieses geht dahin, dass sich der X-
Verband gegen die Einstufung seiner Abrechnungstatigkeit fiir andere Leistungserbringer als wirtschaftlicher Ge-
schéftsbetrieb wendet. Daher greift der X-Verband ausdriicklich die ergangenen Nullbescheide an. Damit handelt
es sich nicht um eine Feststellungsklage, sondern um eine Anfechtungsklage. Eine auf 0 EUR lautende Steuerfest-
setzung belastet den Steuerpflichtigen regelméaRig nicht. Eine Anfechtungsklage gegen einen Nullbescheid ist da-
her grundsatzlich unzuldssig. Anders ist es, wenn der Regelungsgehalt des Bescheids ausnahmsweise (ber die
bloRe Steuerfestsetzung hinausreicht und sich eine zu niedrige Steuerfestsetzung daher anderweitig (bindend)
ungunstig auswirkt. Das ist vorliegend aber nicht der Fall. Die Gemeinniitzigkeit als solche ist nicht im Streit. Viel-
mehr beschrankt sich der Streitfall auf den bloRen sachlichen Umfang der Steuerbefreiung, weil der X-Verband
mehrere wirtschaftliche Geschéaftsbetriebe unterhélt und die Eigenschaft nur eines wirtschaftlichen Geschéftsbe-
triebs als Zweckbetrieb im Ergebnis als unselbststindige Besteuerungsgrundlage streitig ist. Die Klage ist auch

nicht als Feststellungsklage zulassig, da die begehrte Feststellung gegeniiber der Anfechtungsklage subsidiar ist.

Zur Berichtigung der als Vorsteuer abgezogenen Einfuhrumsatzsteuer bei Insolvenzanfechtung

Das Recht auf Vorsteuerabzug entsteht, wenn die Einfuhrumsatzsteuer entstanden ist. Korrespondierend dazu wird
der Vorsteuerabzug berichtigt, wenn die Einfuhrumsatzsteuer erstattet wird. Mit "erstattet” ist der tatséchliche Vor-
gang der Riickzahlung gemeint. Hintergrund: Nach Stellung eines Insolvenzantrags fiir die Klagerin im Januar 2019
wurde der Rechtsanwalt N vom Amtsgericht zum vorlaufigen Sachwalter mit Eigenverwaltung der Klagerin tber ihr
Vermogen bestellt. Die Klagerin brachte an das Hauptzollamt bezahlte Einfuhrumsatzsteuer fir Januar und Februar
2019 als Vorsteuer beim Finanzamt in Abzug. Im April 2019 wurde Uber das Vermdgen der Klagerin das Insolvenz-
verfahren mit Eigenverwaltung eréffnet. Der wieder als Sachverwalter bestellte Rechtsanwalt N zog die Kassen-
fuhrung nicht an sich. Nach Insolvenzeréffnung erstattete das Hauptzollamt die angefochtene Einfuhrumsatzsteuer
im Oktober 2019 an die Insolvenzmasse zuriick. Auf die nachfolgend vom Hauptzollamt als Forderung zur Insol-
venztabelle angemeldete Einfuhrumsatzsteuer erfolgten keine Zahlungen. Daraufhin kirzte das Finanzamt den
Vorsteuerabzug der Klagerin fur Oktober 2019 in Hohe der zurlickerstatteten Einfuhrumsatzsteuer. Nach Auffas-
sung der Klagerin fihrt jedoch die insolvenzrechtliche Anfechtung mit entsprechender Riickzahlung der Einfuhrum-
satzsteuer nicht zu einer Vorsteuerkorrektur. Entscheidung: Die Klage hatte keinen Erfolg. Nach Auffassung des
Finanzgerichts hat das Finanzamt zu Recht die Vorsteuerberichtigung vorgenommen, weil der Klagerin die zuvor
als Vorsteuer in Abzug gebrachte Einfuhrumsatzsteuer erstattet worden ist. Der Unternehmer muss den Vorsteu-
erabzug berichtigen, falls die als Vorsteuer abgezogene Einfuhrumsatzsteuer herabgesetzt, erlassen oder erstattet
worden ist. Ein solcher Faktor ist auch die Riickerstattung der als Vorsteuer in Abzug gebrachten Einfuhrumsatz-
steuer. Der Begriff "erstattet" i. S. d. § 17 Abs. 3 Satz 1 UStG ist unionsrechtskonform dahin auszulegen, dass der
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tatséachliche Vorgang der Riickzahlung gemeint ist. Der Begriff "erstattet” bedeutet danach "Rickgewahrung” oder
"Riickzahlung". Der Grund fiir die Erstattung ist dem Begriff selbst nicht zu entnehmen. Im Ubrigen darf wegen des
Grundsatzes der "steuerlichen Neutralitat" in der Mehrwertsteuersystemrichtlinie der Unternehmer nicht durch dop-
pelte Entlastung von der Umsatzsteuer bzw. Einfuhrumsatzsteuer gegeniiber seinen Wettbewerbern tbervorteilt
werden. § 17 Abs. 3 Satz 1 UStG bezweckt grundsatzlich, das Gleichgewicht zwischen Steuer und Vorsteuer zu
gewahrleisten. Das Recht auf Vorsteuerabzug entsteht, wenn die Einfuhrumsatzsteuer entstanden ist. Hierdurch
wird erreicht, dass der Unternehmer von der Belastung mit Umsatzsteuer auf der Eingangsseite entlastet wird.
Nach der damit korrespondierenden Regelung des § 17 Abs. 3 Satz 1 UStG wird der Vorsteuerabzug berichtigt,
wenn die Einfuhrumsatzsteuer erstattet wird. Denn wenn die Belastung mit der Einfuhrumsatzsteuer entfallt, ist
auch die Entlastung riickgangig zu machen. Auf die Griinde flir die Herabsetzung, den Erlass oder die Erstattung
kommt es nicht an. Die Vergutung der Vorsteuer bezweckt die Entlastung von einer Belastung, nicht die Bereiche-

rung des Unternehmers.

16/16
Info-Brief, vorherige Ausgaben und weitere aktuelle Informationen finden Sie auch auf unseren Webseiten
Stand: 28.07.2022 Alle Beitrage sind nach bestem Wissen und Gewissen zusammengestellt.
Eine Haftung fir deren Inhalt kann jedoch nicht ibernommen werden.




	Termine August 2022
	1. Arbeitsrecht
	Raucherpausen nicht verbucht: Kündigung ist rechtmäßig
	2. GmbH-Gesellschafter/-Geschäftsführer
	Kommt es bei Parallelimporten zu einer verdeckten Gewinnausschüttung?
	Zur Sozialversicherungspflicht von Anwälten in einer Rechtsanwalts-GmbH
	3. Kapitalanlage & Versicherung
	Bevollmächtigung ohne Vorlage einer schriftlichen Vollmacht: Steuerbescheid trotzdem ordnungsgemäß bekanntgegeben?
	4. Land- und Forstwirtschaft
	Beherbergung und Verköstigung: Kinder auf einem Reiterhof und die Umsatzsteuer
	5. Lohn und Gehalt
	Mindestlohn und Minijob-Grenze steigen zum 1.10.2022
	6. Private Immobilienbesitzer
	Erwerb einer gemischt genutzten Photovoltaikanlage und umsatzsteuerliche Zuordnung
	Fahrradkeller verkleinert: Mietminderung kann gerechtfertigt sein
	7. Sonstige Steuern
	Erbschaftsteuer: Wenn das Familienheim aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr genutzt werden kann
	8. Steuerrecht Privatvermögen
	Dunkle Kleidung eines Trauerredners ist keine typische Berufskleidung
	Haben Steuerpflichtige ein Recht auf Akteneinsicht?
	9. Steuerrecht Unternehmer
	Betriebsprüfung: Bestimmte Beweise dürfen nur unter strengen Voraussetzungen verwertet werden
	Gemischt genutzte Gebäude und teilweiser Vorsteuerabzug für ein Arbeitszimmer
	Mieten für Messestandflächen: Keine gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung
	Tätigkeit als Museumsführer kann von der Umsatzsteuer befreit sein
	Verfahrensrechtliche Fragen bei einem Nullbescheid
	Zur Berichtigung der als Vorsteuer abgezogenen Einfuhrumsatzsteuer bei Insolvenzanfechtung

